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Regierung aufgelöst:
Neuwahlen?

Kiew – In der Ukraine ist die
prowestliche Koalition von
Präsident Viktor Juschtschen-
ko und Regierungschefin Julia
Timoschenko wie angekün-
digt offiziell aufgelöst worden.
Die vorgeschriebene zehntägi-
ge Frist zur möglichen Fortset-
zung der Regierungsarbeit lief
gestern ab. Nach monatelan-
gem Streit hatte die Präsiden-
tenpartei Anfang September
die Zusammenarbeit aufge-
kündigt. Entweder bildet die
Timoschenko-Partei mit der
oppositionellen Partei von Ex-
Regierungschef Viktor Janu-
kowitsch eine neue Regierung,
oder es kommt zu Neuwahlen
Ende des Jahres. dpa

UKRAINE ..............................

„Demokratiefeindlich“
Bündnis legt Verfassungsbeschwerde ein

München – Ein Bündnis aus
Gewerkschaften, Wohlfahrts-
verbänden und Oppositions-
parteien hat Verfassungsbe-
schwerde gegen das kürzlich
beschlossene bayerische Ver-
sammlungsgesetz eingelegt.
Das Gesetz sei in weiten Tei-
len verfassungswidrig, erklär-
te Klaus Hahnzog (SPD), der
die Beschwerde mitverfasst
hat. Hahnzog sieht vor allem
das Recht der Bürger auf Ver-
sammlungsfreiheit durch das
Gesetz massiv eingeschränkt.

Bayerns Verdi-Chef Josef
Falbisoner bezeichnete es als
Fehler, rechte Umtriebe über
das neue Versammlungsge-
setz stoppen zu wollen. „Das

wird nicht gelingen.“ Stattdes-
sen würden gerade Demons-
trationen gegen die Rechten
behindert. Das neue Gesetz
bedeute auch für Gewerk-
schaften mehr Bürokratie. Für
eine Kundgebung wie kürz-
lich beim VW-Werk in Wolfs-
burg müssten Namen und Ge-
burtsdaten von rund 800 Ord-
nern eingereicht werden. Grü-
nen-Fraktionschefin Marga-
rete Bause sprach von einem
„demokratiefeindlichen Ge-
setz“.

Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann (CSU) wies
die Kritik zurück. Alle verfas-
sungsrechtlichen Fragen sei-
en geprüft worden. sha

VERSAMMLUNGSRECHT ...........................................................

Bildungs-Soli gefordert
„Gelder aus Solidarpakt II für Schulen nutzen“

Berlin – Die Grünen wollen
der Bildung in Deutschland
mit Hilfe des Solidaritätszu-
schlags auf die Beine helfen.
„Wir wollen aus dem Ost-Soli
einen Bildungs-Soli machen“,
sagte die Fraktionsvorsitzen-
de Renate Künast. Mit über-
schüssigen Geldern aus dem
Solidarpakt II sollen nach dem
Willen der Grünen künftig bil-
dungspolitische Maßnahmen
finanziert werden. Auch in der
SPD gibt es entsprechende
Vorstellungen. Bildungsex-
perten erwarten sich aller-
dings wenig von dem Vor-
schlag. Bereits im April hatte
der Länderrat der Grünen be-
schlossen, die Einführung ei-

nes Bildungssolis zu fordern.
Zwar sei die Finanzierung der
Bildungsaufgaben in erster Li-
nie Aufgabe der Länder, der
Bund müsse diese aber mit ei-
nem Finanzierungsanteil un-
terstützen. Dafür stünden
überschüssige Einnahmen aus
dem Solidaritätszuschlag zur
Verfügung.

Es geht dabei zum einen
um den Solidaritätszuschlag
Ost, dessen Einnahmen allein
an den Bund gehen und nicht
zweckgebunden sind, und
zum anderen um den Solidar-
pakt II, mit dem den Ostlän-
dern noch bis 2019 insgesamt
156 Milliarden Euro zur Ver-
fügung gestellt werden. ap

GRÜNE ........................................................................................................

Das Datum
17. September 1997: Ohne
die USA einigen sich in Os-
lo 89 Staaten auf ein inter-
nationales Verbot von An-
tipersonenminen.
17. September 1987: Der
ägyptische Präsident An-
war el Sadat und Israels Mi-
nisterpräsident Men-
achem Begin unterzeich-
nen die Rahmenvereinba-
rungen für einen Friedens-
vertrag, den sie in Camp
David, dem Landsitz von
US-Präsident Jimmy Carter,
ausgehandelt haben.

Mängel beim
Elterngeld
kritisiert

Berlin – Wohlfahrtsverbände
haben beim Elterngeld „gra-
vierende Mängel“ ausge-
macht und die Bundesregie-
rung zu Verbesserungen auf-
gefordert. Durch die kürzere
Bezugsdauer im Vergleich
zum früheren Erziehungsgeld
wären viele Familien jetzt fi-
nanziell schlechter gestellt.

Dem Paritätischen Gesamt-
verband zufolge handelt es
sich um eine „faktische Um-
schichtung von Leistungen
von unteren zu mittleren und
höheren Einkommensgrup-
pen“. Der Verband verweist
darauf, dass knapp die Hälfte
aller Mütter und Väter beim
Elterngeld nur den Mindest-
betrag von 300 Euro bezieht.
Diese Eltern seien die „Verlie-
rer“, weil Elterngeld nur
zwölf bzw. 14 Monate gezahlt
wird. Beim früheren Erzie-
hungsgeld waren es 24 Mona-
te. „Dadurch erhalten diese
Familien bis zu 3600 Euro
weniger Förderung“, rechnet
der Verband vor und fordert
eine substanzielle Verbesse-
rung für die Betroffenen, etwa
durch eine Anhebung des So-
ckelbetrags.

Auch die Arbeiterwohl-
fahrt forderte Korrekturen.
Das Elterngeld reiche oft
nicht aus, um bei geringver-
dienenden Alleinerziehenden
Bedürftigkeit zu vermeiden.

Der Familienausschuss des
Bundestages hatte gestern ei-
ne Anhörung zum Elterngeld
angesetzt, bei der es um klei-
nere Änderungen ging. So sol-
len unter bestimmten Bedin-
gungen auch Großeltern für
die Betreuung eines Enkels El-
ternzeit nehmen können.

SOZIALVERBÄNDE ...........

AKTUELLES
IN KÜRZE

NAHOST
Elf Tote in Gaza
Bei einem Ausbruch der
Gewalt zwischen Palästi-
nensern im Gazastreifen
sind gestern mindestens elf
Menschen getötet worden.
In Gaza kam es zu blutigen
Zusammenstößen zwi-
schen der Polizeimiliz der
radikal-islamischen Hamas
und Mitgliedern des Dug-
musch-Clans. Es war der
schwerste Ausbruch der
Gewalt im Gazastreifen
seit mehr als einem Monat.

BIRMA
Kyi unterernährt
Die unter Hausarrest ste-
hende birmanische Oppo-
sitionsführerin Aung San
Suu Kyi (63) hat erstmals
seit vier Wochen Lebens-
mittellieferungen ange-
nommen. Die Friedensno-
belpreisträgerin hatte aus
Protest gegen ihren Haus-
arrest seit Mitte August kei-
ne Lieferungen mehr ange-
nommen. Laut ihrem An-
walt ist sie unterernährt.

USA
Spendenrekord
Der amerikanische Präsi-
dentschaftskandidat Ba-
rack Obama hat im August
mit 66 Millionen Dollar so
viele Spenden eingenom-
men wie kein anderer
Kandidat je zuvor in ei-
nem Monat. Obama ver-
zichtet auf staatliche Un-
terstützung.

NORDKOREA
Raketentest
Nordkorea hat laut der
südkoreanischen Zeitung
„Chosun Ilbo“ ein Trieb-
werk für eine Langstre-
ckenrakete mit einer
Reichweite bis in den Wes-
ten der USA getestet. Die
Zeitung beruft sich auf Re-
gierungskreise in Seoul.
Der Test sei in diesem Jahr
an der Westküste Nordko-
reas durchgeführt worden.
Der Stützpunkt soll laut
Zeitungsbericht im kom-
menden Jahr in Betrieb ge-
nommen werden.

THÜRINGEN
Getrennte Wahlen
In Thüringen wird am 30.
August 2009 ein neuer
Landtag gewählt. Das ent-
schied das Kabinett ges-
tern. Die Bundestagswahl
findet am 27. September
2009 statt. Die Termine für
die Wahlen zum Land- und
zum Bundestag werden ge-
trennt, um die landespoliti-
schen Themen im Wahl-
kampf betonen zu können.

SIMBABWE
Flucht-Welle
Auch nach dem Ende des
Machtmonopols von Präsi-
dent Robert Mugabe flie-
hen die Menschen weiter
aus Simbabwe. Wie die
südafrikanische Einwande-
rungsbehörde mitteilte,
treffen täglich mehr als
1000 Menschen in einem
Übergangslager für Asylsu-
chende ein. Es war vor zwei
Monaten an der Grenze
eingerichtet worden.

- Einer der Punkte, die
derzeit diskutiert werden,
ist eine Nato-Mitglied-
schaft Georgiens. Wie wich-
tig wäre dies für Ihr Land?

Es geht darum, dass wir weiter
unsere Demokratie voran-
bringen. Ich glaube nicht, dass
sich die Russen so verhalten
hätten, wenn wir in der Nato
wären. Die Geschichte des
Kalten Krieges beweist, dass
die Nato präventiv viele Kon-
flikte verhindert hat.

- Im Westen gibt es eine
neue Sichtweise, wonach
Georgien keineswegs nur
Opfer war, sondern den
Konflikt sogar gestartet
hat. Bestätigt sich dies, sän-
ken die Chancen für eine
Nato-Mitgliedschaft.

Es ist völlig legitim, die Frage
zu stellen: Was ist wirklich
passiert? Und die Russen wis-
sen, wie wichtig die Antwort
auf diese Frage für uns ist. Des-
halb nutzen sie ihre exzellen-
ten propagandistischen Mög-
lichkeiten, um ihre Version
voranzubringen. Da wird viel
gelogen.

- Aber Sie wollen eine
unabhängige Untersu-
chung?

Ja. Ich komme gerade von den
Vereinten Nationen in New
York, wo ich dem Generalse-
kretär gesagt habe, er möge
doch bitte eine Kommission
zu uns schicken. Sie werden
sehen: Georgien die Verant-
wortung für diesen Krieg zu-
zuschieben ist so, wie wenn
man dem Opfer einer Verge-
waltigung vorwirft, es habe
sich zu aufreizend angezogen.
Interview: Mike Schier

Nach dem Krieg zwischen
Russland und Georgien ent-
spannt sich die Lage in der
Krisenregion Südossetien nur
langsam. Auf den Krieg mit
den Waffen folgt nun die Aus-
einandersetzung, wer die Ex-

plosion der Gewalt ausgelöst
hat. Wir sprachen mit dem ge-
orgischen Parlamentspräsi-
denten David Bakradze (36).

- Herr Bakradze, wie be-
urteilen Sie die Lage der Be-
völkerung Georgiens?

In den Gebieten, aus denen
die russischen Truppen abge-
zogen sind, normalisiert sich
das Leben. Dies gilt für alle
großen Städte des Landes.
Aber ein Teil der Bevölkerung
kann noch nicht nach Hause
zurück, weil ihre Häuser be-
schädigt und zerstört wurden.

- Verfügen Sie über kon-
krete Zahlen?

Im Augenblick sind noch
68 000 Obdachlose registriert.
Man kann sie in drei Gruppen
einteilen: Die erste stammt aus
Gegenden, die eigentlich au-
ßerhalb der umkämpften Ge-
biete liegen, aber trotzdem
von russischen Truppen be-
setzt wurden. Die zweite
Gruppe besteht aus Men-

„Da wird viel gelogen“
GEORGIEN .................................................................................................................................................................................................................................................................................................

- Wie soll diese Lösung
denn aussehen? Zerstörte
Städte, vertriebene Geor-
gier, angesiedelte Russen –
wie sollen diese Konfliktre-
gionen jemals wieder geor-
gisch werden?

Es war vorher schon schwie-
rig, und es ist natürlich nicht
einfacher geworden. Aber
man muss sich vor Augen hal-
ten, wie es zu dieser Situation
gekommen ist: Russland ver-
sucht gewaltsam, die Grenzen
zu verschieben. Das wider-
spricht der Schlussakte von
Helsinki und dem Grundge-
danken der OSZE. Die Rus-
sen dürfen vor den Augen des
Westens nicht ungestraft eth-
nische Säuberungen durch-
führen.

Autoritäten hören, werden sie
nicht mehr nach Hause zu-
rückkehren können. Satelli-
tenbilder zeigen, dass die Rus-
sen georgische Städte in Süd-
ossetien dem Erdboben
gleichgemacht haben.

- Was erwartet Geor-
gien nun vom Westen?

Uns geht es um drei Dinge: Wir
brauchen Unterstützung für
unsere Wirtschaft, die schwer
getroffen wurde. Das zweite
Feld ist die humanitäre Hilfe
für die Obdachlosen. Und
schließlich brauchen wir Un-
terstützung bei der Konfliktlö-
sung – zunächst beim russi-
schen Abzug und später bei ei-
ner langfristigen Lösung in
den Konfliktgebieten.

schen, die in der Pufferzone le-
ben. Bislang sind die Russen
hier – entgegen ihrer Zusagen
– noch nicht abgezogen.

- Gibt es Fortschritte
beim Abzug.

Ich hoffe, dass es bald Fort-
schritte gibt. Die russische Sei-
te muss wissen, dass sie einen
hohen Preis zahlt, wenn sie
sich nicht an die vom franzö-
sischen Präsidenten Sarkozy
ausgehandelte Abmachung
hält. Deshalb hoffe ich, dass
diese zweite Bevölkerungs-
gruppe bald zurück kann.

- Und die dritte Gruppe?
Das sind die Südosseten – die
schwierigste Gruppe. Nach al-
lem, was wir von den örtlichen

David Bakradze,
georgischer Parlaments-

präsident.

Zehntausende leben nach ihrer Flucht vor dem Krieg immer noch in Zelten. FOTO: DPA

Staatssekretär
tritt zurück

London – Die Krise der La-
bour-Partei und ihres ange-
schlagenen Premierministers
Gordon Brown spitzt sich zu.
Im Streit um die Führungsrol-
le Browns reichte der Staats-
sekretär für Schottlandfragen,
David Cairns, gestern Nach-
mittag seinen Rücktritt ein.
Brown nahm das Rücktritts-
gesuch an. Nachdem seit dem
Wochenende bereits ein Dut-
zend Labour-Abgeordnete öf-
fentlich eine Abstimmung
beim anstehenden Parteitag
über Browns Führungsan-
spruch gefordert hatten, ist
Cairns der erste Staatssekre-
tär, der Brown seine Gefolg-
schaft versagte.

ENGLAND ................................

Während der Sommerpause,
als unser aller Aufmerksam-
keit vom Wellenschlag vor
Mallorca und Sylt eingelullt
war, hat sich ungeheuerliches
getan. In Bochum rotteten
sich Germanisten zusammen,
um deutsches Kulturgut aus-
zulöschen. „Amtsdeutsch
a. D.“ hieß die Tagung und
wurde als vermeintlich inno-
vative Spitzenleistung sogar
von der Bundesregierung ge-
fördert.

Hinter „Amtsdeutsch a. D.“
steht eine Verschwörung mit
dem Ziel, deutschen Behör-
den verständliches Deutsch
beizubringen. Die Grundsät-
ze dabei: Verben sollen nicht
zu Hauptwörtern verbogen,
passive Formulierungen und
Bandwurmwörter vermieden
werden. Natürlich könnten
Behördenbriefe schon mor-
gen allgemeinverständlich
sein. Aber so einfach ist das
nicht. Denn Amtsschreiben
sind Machtinstrumente.
Amtsdeutsch kommt so um-
ständlich und gespreizt da-
her, weil die Sätze Respekt
einfordern.

Im Zug von Entbürokrati-
sierung und Privatisierung ist
es zwar chic geworden, dass

Beamten, nur noch verständ-
liche Umgangssprache zu ver-
wenden, und unterstützen
„Idema“ (Internetdienst für
eine moderne Amtssprache)?
Um solches Verhalten zu be-
zeichnen braucht man kein
Akronym wie „Idema“, kein
Kunstwort wie „Amtssprache
a. D.“. Die Umgangssprache
hält dafür einen guten alten
Begriff bereit: Heuchelei.

Zugegeben: Der Ruf der
Amtssprache ist miserabel.
Aber wenn wir unsere Vorur-
teile für einen Augenblick
vergessen könnten: „Perso-
nenvereinzelungsanlage“ –
klingt das nicht ungleich dra-
matischer als „Drehkreuz“?
Und wie bescheiden ist die
Spannung eines Kreuzwort-
rätsels verglichen mit der Auf-
gabe, Sätze wie diesen zu ent-
schlüsseln: „Die Wiederauf-
nahme des Streumittels durch
den Streupflichtigen muss un-
verzüglich nach Wegfall des
Erfordernisses zur Abstump-
fung erfolgen.“* Vergessen
Sie Sudoku! Lernen Sie die
Briefe Ihrer Kommunalver-
waltung auswendig!
* (Lösung: Wer im Winter
Splitt streut, muss ihn nach
der Schmelze wegwischen.)

leicht leicht unterhalb des
existenzsichernden Mindest-
einkommens liegt, gar nicht
beschäftigt sein und lieber auf
den Arbeitsplatz verzichten,
oder soll man sich dem Ge-
danken einer Ergänzung von
aus eigener Kraft erworbenem
Lohn durch eine eventuelle
Zuzahlung im Sinne des Min-
desteinkommens öffnen? Ich
sage eindeutig Ja.“

In diesem Ton mäandrierte
Merkels frei vorgetragene Re-
de dann noch etwas weiter,
und wer ihr zu folgen ver-
suchte, dem schwirrte bald
der Kopf. Merke: Verwirrte
Journalisten sind ungefährli-
che Journalisten.

Als Merkels wichtigstes
Projekt, die Gesundheitsre-
form, von der Presse in der
Luft zerrissen wurde, bot die
Regierung die Journalisten
zum Nachsitzen auf. In Me-
dien-Workshops wurden Re-
daktoren mit Detailinforma-
tionen traktiert, um sie zu zäh-
men. Nach dem Motto: Wer
vorrechnen kann, wie der
„morbiditätsorientierte Risi-
kostrukturausgleich“ funktio-
niert, der werfe den ersten
Stein. Und nun fordern ausge-
rechnet Politiker von ihren

sich Behörden als Dienstleis-
ter bezeichnen und behaup-
ten, sie würden Bürger wie
Kunden behandeln. Aber Be-
hörden sind Machtapparate,
sie sollen verwalten, die Inte-
ressen des Staats wahrneh-
men. Und was dem Manager
seine eingestreuten Brocken
Business english, dem Wis-
senschafter sein Fachchine-
sisch, das sind dem Beamten
seine Bandwurmwörter: Sym-
bole seines Herrschaftswis-
sens, Kennzeichen der
Macht.

Kleinen Beamten ihre un-
verständlichen Formularvor-
lagen zu nehmen, ist eine see-
lische Grausamkeit. Doch die
Idee, dass Amtsschreiben in
Alltagssprache formuliert sein
müssen, ist nicht bloß grau-
sam, sie ist schlicht unver-
nünftig. Weil die Entzaube-
rung von Amtsschreiben die
Staatsmacht untergräbt. Wie
wichtig es sein kann, unver-
standen zu bleiben, lässt sich
sehr schön bei Angela Merkel
beobachten. Die Kanzlerin ist
eine Virtuosin der Macht,
und natürlich beherrscht sie
die Kunst der Verschleierung.
Ein Beispiel: Bei der letzten
Pressekonferenz vor der

Sascha Buchbinder

Rettet die
Personenvereinzelungsanlage!

Heute schreibt der Korrespondent des Züricher
Tagesanzeigers über den Reiz der Amtssprache

Von Außen betrachtet

MITTWOCHSKOLUMNE ..................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

klang das so: „Die Frage, vor
der wir doch stehen und auf
die es vielleicht durchaus
auch unter den Koalitions-
partnern unterschiedliche
Antworten gibt, ist die: Sollen
Menschen, die auf dem Ar-
beitsmarkt einen Lohn be-
kommen können, der viel-

Sommerpause wurde Merkel
nach ihrer Haltung zum
„Mindestarbeitsbedingungen-
gesetz“ (was für ein Titel!) ge-
fragt. Sorgfältig tastete sich
die Kanzlerin mit einigen ein-
leitenden Sätzen vor, und als
sich ihre Rede ganz langsam
dem Höhepunkt näherte,
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